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Kettenbefristungen bei sachlichem Grund wirksam
Der im deutschen Recht vorgesehene vorübergehende Bedarf an Vertretungskräften stellt grundsätzlich einen sach-
lichen Grund im Sinne des Unionsrechts dar, der sowohl die Befristung der mit den Vertretungskräften geschlossenen 
Verträge als auch deren Verlängerung rechtfertigt. Somit könne sich auch aus dem bloßen Umstand, dass ein Arbeit-
geber gezwungen sei, wiederholt oder sogar dauerhaft auf befristete Vertretungen zurückzugreifen, nicht ergeben, 
dass ein sachlicher Grund nicht gegeben ist oder ein Missbrauch vorliege. Automatisch den Abschluss unbefristeter 
Verträge zu verlangen, wenn die Größe des betroffenen Unternehmens oder der betroffenen Einrichtung und die 
Zusammensetzung des Personals darauf schließen lassen, dass der Arbeitgeber mit einem wiederholten oder stän-
digen Bedarf an Vertretungskräften konfrontiert sei, ginge über die Ziele hinaus, die mit der durch das Unionsrecht 
umgesetzten Rahmenvereinbarung der europäischen Sozialpartner verfolgt würden und würde somit den Wertungs-
spielraum verletzen, der den Mitgliedstaaten und den Sozialpartnern eingeräumt werde.
EuGH, Urt. v. 26.01.2012, C-586/10

Urlaubsansprüche bei durchgehender Arbeitsunfähigkeit
Gemäß § 7 Abs. 3 Bundesurlaubsgesetz (BurlG) geht der Urlaubsanspruch am Ende des ersten Quartals des Folge-
jahres unter. Als Folge der Rechtsprechung des EuGH  hat das BAG im  Wege der unionsrechtskonformen Rechts-
fortbildung entschieden,  dass gesetzliche Urlaubsabgeltungsansprüche nicht erlöschen, wenn Arbeitnehmer bis zum 
Ende des Urlaubsjahres und/oder des Übertragungszeitraums erkrankt und deswegen arbeitsunfähig sind. Nach der 
Entscheidung des EuGH vom 22. November 2011 (C-214/10) ist eine Ansammlung von Urlaubsansprüchen über 
mehrere Jahre nicht geboten und eine nationale Regelung mit einer Begrenzung des Übertragungszeitraums von 
15 Monaten unionsrechtlich nicht zu beanstanden. Eine Abweichung von der durch den nationalen Gesetzgeber 
geschaffenen Befristungsregelung in § 7 Abs. 3 BUrlG im Wege der unionsrechtlichen Rechtsfortbildung durch die 
nationale Rechtsprechung ist nur legitimiert, soweit dies das Unionsrecht gebietet. Urlaubsansprüche gehen daher 
bei durchgehender Arbeitsunfähigkeit spätestens 15 Monate nach Ende des Urlaubsjahres unter und sind bei einer 
späteren Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht abzugelten.
LAG Baden-Württemberg, Urt. v. 21.12.2011, 10 Sa 19/11

Auslegung einer dynamischen Verweisungsklausel bei „Altverträgen“
Eine vor dem 1. Januar 2002 arbeitsvertraglich vereinbarte dynamische Verweisung auf einen Tarifvertrag („Altvertrag“) 
ist gewöhnlich dann als Gleichstellungsabrede auszulegen, wenn sie auf den einschlägigen Tarifvertrag verweist, an den 
der Arbeitgeber zu diesem Zeitpunkt selbst gebunden ist. Endet seine Tarifgebundenheit zu einem späteren Zeitpunkt, 
entfällt die Dynamik der Verweisung. Der Tarifvertrag bleibt dann statisch in der zur Zeit des Wegfalls der Tarifgebundenheit 
geltenden Fassung Inhalt des Arbeitsvertrages. Die Parteien hatten im Jahr 1992 einen formularmäßigen Arbeitsvertrag 
unterzeichnet, in dem die Vergütung nach einer bestimmten Tarifgruppe des damals geltenden Tarifvertrages für den Ein-
zelhandel Brandenburg vereinbart worden war. Im Übrigen sollte sich das Arbeitsverhältnis „nach den jeweils geltenden 
Tarifverträgen der infrage kommenden Sparte“ richten. Die beklagte Arbeitgeberin trat 1997 aus dem Arbeitgeberverband 
aus. Im März 2008 begehrte die Klägerin – auch vor dem BAG erfolglos – von der Beklagten die Zahlung entsprechend des 
aktuellen Tarifvertrages des Einzelhandels Brandenburg. Für Verweisungsklauseln, die vor dem 1. Januar 2002 vereinbart 
worden sind, gewährt die Rechtsprechung aber Vertrauensschutz, sodass es auch im vorliegenden Fall bei der früheren 
Auslegungsregel verbleibt. Die Klägerin kann deshalb keine Vergütung nach dem aktuellen Tarifstand verlangen.
BAG, Urt. v. 14.12.2011, 4 AZR 79/10



Anspruch auf Weihnachtsgratifikation bei gekündigtem Arbeitsverhältnis
Der Anspruch auf eine Weihnachtsgratifikation kann vom ungekündigten Bestehen des Arbeitsverhältnisses zum 
Auszahlungszeitpunkt abhängig gemacht werden. Es kommt nicht darauf an, wer das Arbeitsverhältnis gekündigt 
hat. Eine entsprechende Bestimmung in Allgemeinen Geschäftsbedingungen hält einer Inhaltskontrolle nach § 307 
Abs. 1 Satz 1 BGB stand. Voraussetzung ist, dass nicht die Vergütung von Arbeitsleistungen bezweckt ist. Knüpft die 
Zahlung – wie vorliegend – nur an den Bestand des Arbeitsverhältnisses an, ist eine entsprechende Klausel mit der 
gesetzlichen Grundkonzeption des § 611 BGB zu vereinbaren und hält einer Inhaltskontrolle stand. Hat der Arbeit-
geber den Eintritt der Bedingung treuwidrig herbeigeführt, dann steht der Verweigerung der Zahlung § 162 Abs. 2 
BGB entgegen. Das ist dann der Fall, wenn der Arbeitgeber die Kündigung aussprach, weil der Arbeitnehmer nicht 
freiwillig auf die Zahlung der Weihnachtsgratifikation verzichtet hat.
BAG, Urt. v. 18.01.2012, 10 AZR 667/10

Sozialauswahl und Altersdiskriminierung
Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) muss der Arbeitgeber bei Kündigungen aus betrieblichen Gründen 
zwischen den von ihrer Tätigkeit her vergleichbaren Arbeitnehmern eine Auswahl nach sozialen Gesichtspunkten vorneh-
men. Eines der dabei zu berücksichtigenden Kriterien ist das Lebensalter. Die Regelung zielt darauf ab, ältere Arbeitnehmer 
bei Kündigungen zu schützen. Gemäß § 1 Abs. 3 Satz 2 KSchG kann die Sozialauswahl zur Sicherung einer ausgewo-
genen Altersstruktur auch innerhalb von Altersgruppen – etwa der der 21 bis 30 Jahre alten, der der 31 bis 40 Jahre alten 
Arbeitnehmer usw. – vorgenommen werden. Das Lebensalter ist dann nur im Rahmen der jeweiligen Gruppe von Bedeu-
tung. Der Altersaufbau der Belegschaft bleibt auf diese Weise weitgehend erhalten. Der gesetzliche Regelungskomplex der  
Sozialauswahl verstößt nicht gegen EU-Recht. Einerseits tragen die Regelungen den mit steigendem Lebensalter regel
mäßig sinkenden Chancen auf dem Arbeitsmarkt Rechnung. Andererseits wirken sie durch die Möglichkeit der Bildung von  
Altersgruppen der ausschließlich linearen Berücksichtigung des ansteigenden Lebensalters und einer mit ihr einhergehenden 
Benachteiligung jüngerer Arbeitnehmer entgegen. Das Ziel, ältere Arbeitnehmer zu schützen, und das Ziel, die berufliche 
Eingliederung jüngerer Arbeitnehmer sicherzustellen, werden zu einem angemessenen Ausgleich gebracht. Dies dient zu-
gleich der sozialpolitisch erwünschten Generationengerechtigkeit und der Vielfalt im Bereich der Beschäftigung.
BAG, Urt. v. 15.12.2011, 2 AZR 42/10

Mobbing: Schadensersatzanspruch gegen Kollegen setzt sozialadäquates Verhalten voraus
Ein Arbeitnehmer kann einen Arbeitskollegen nur dann auf Schadensersatz und Schmerzensgeld in Anspruch neh-
men, wenn unerwünschte Verhaltensweisen bezwecken oder bewirken, dass die Würde des Arbeitnehmers verletzt 
und ein durch Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekenn-
zeichnetes Umfeld geschaffen wird. Bei der Prüfung von Ersatzansprüchen ist auch zu berücksichtigen, dass im 
Arbeitsleben übliche Konfliktsituationen, die sich durchaus auch über einen längeren Zeitraum erstrecken können, 
aber sozial- und rechtsadäquat sind, nicht geeignet sind, die Voraussetzungen zu erfüllen. 
LAG Hamm, Urt. v. 19.01.2012, 11 Sa 722/10

Kündigung des Ausbildungsverhältnisses gegenüber minderjährigem Auszubildenden
Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit einer Probezeit. Während dieser Zeit kann es gemäß § 22 Abs. 1 des Berufs-
bildungsgesetzes (BBiG) sowohl vom Auszubildenden als auch vom Ausbildenden jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist gekündigt werden. Eine solche Kündigung muss jedoch noch während der Probezeit zugehen. Ist der Auszu-
bildende minderjährig und damit nach § 106 BGB nur beschränkt geschäftsfähig, wird die Kündigung nach § 131 Abs. 2 
BGB erst dann wirksam, wenn sie seinem gesetzlichen Vertreter zugeht. Ist eine Kündigungserklärung mit dem erkennbaren 
Willen abgegeben worden, dass sie den gesetzlichen Vertreter erreicht, und gelangt sie – etwa durch den Einwurf des Kün-
digungsschreibens in seinen Hausbriefkasten – tatsächlich in dessen Herrschaftsbereich, ist der Zugang bewirkt.
BAG, Urt. v. 08.12.2011, 6 AZR 354/10
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